
 
 
 
 

 

 
Landkreistag nimmt Stellung zu den geplan-
ten Änderungen der „Kommunalverfassung“ 
 

(Wiesbaden, den 4. Februar 2020) 
Anlässlich der Anhörung des Innenausschusses des 
Hessischen Landtages zur Änderung der hessischen 
Kommunalgesetze am Donnerstag (6.2.) hat der Hessi-
sche Landkreistag umfänglich schriftlich Stellung ge-
nommen. Im besonderen Fokus der Stellungnahme ste-
hen dabei unter anderem die geplanten Neuregelungen 
hinsichtlich möglicher neuer kreisfreier Städte bzw. Son-
derstatusstädte sowie die beabsichtigte engere Verzah-
nung der Rechnungsprüfungsämter der Landkreise mit 
der überörtlichen Prüfung des Landes, welche mit einer 
Aufgabenausweitung und zusätzlichen Belastungen für 
die kommunale Ebene einhergeht. 
 
So begrüßt der Hessische Landkreistag das nunmehr im 
Gesetz vorgesehene geordnete Verfahren, sollten Städte 
die 100 Tsd.-Einwohner-Grenze überschreiten und an-
streben, kreisfrei zu werden. Ein solches Verfahren ge-
währleistet eine angemessene Beteiligung der davon be-
troffenen Landkreise und der kommunalen Spitzenver-
bände und berücksichtigt dadurch die Interessen aller 
Beteiligten. Auf die ausdrückliche Zustimmung trifft zu-
dem die mit der Neuregelung einhergehende Klarstel-
lung, dass Städte mit weniger als 100 Tsd. Einwohnern 
nicht die Kreisfreiheit erlangen können, wodurch gut 
funktionierende kommunale Strukturen gestärkt werden. 
Der Hessische Landkreistag unterstützt ebenfalls die 
vorgesehene Änderung, dass Städte bei Überschreitung 
der 50 Tsd.-Einwohner-Grenze nicht mehr automatisch 
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den sogenannten Sonderstatus erlangen, sondern viel-
mehr eine Einzelfallprüfung vorgeschaltet werden soll. 
Dies gewährleistet, dass nicht nur die Verwaltungskraft 
der betroffenen Stadt, sondern insbesondere auch die 
Frage geprüft wird, ob dem betroffenen Landkreis 
dadurch die zweckmäßige Erfüllung seiner Aufgaben er-
schwert wird oder gar diese gefährdet werden. Hier for-
dert der Hessische Landkreistag über die Regelungen 
des Gesetzentwurfes hinaus die Verankerung einer An-
hörungspflicht des Landes gegenüber dem jeweiligen be-
troffenen Landkreis, wie dies bei der potentiellen Kreis-
freiheit bereits vorgesehen ist.  
 
Nicht alleine wegen der zu erwartenden Mehrbelastun-
gen erteilt der Hessische Landkreistag zudem der vom 
Gesetzgeber vorgesehenen „Verzahnung“ der überörtli-
chen Prüfung des Landes und der örtlichen Rechnungs-
prüfung bei den Landkreisen, welche künftig auch die 
sogenannte „Prüfungsnachschau“ für den Rechnungshof 
wahrnehmen soll, eine klare Absage. Die damit verbun-
denen Einfluss- und Zugriffsmöglichkeiten der Landes-
behörden werden die durch § 130 HGO verbriefte Unab-
hängigkeit der örtlichen Rechnungsprüfung und damit 
der Landkreise gefährden. Diese vorgesehene Änderung 
hätte darüber hinaus auch spürbare Nachteile, unter an-
derem durch zusätzliche Prüfungsgebühren, auf Seiten 
der kreisangehörigen Städte und Gemeinden zur Konse-
quenz und wird deshalb abgelehnt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verantwortlich :         Tim Ruder, Referatsleiter 
                                  Tel. 0611 / 17 06-12,  Fax direkt: 0611 / 1706-27, 
                                  E-Mail: ruder@hlt.de 

 
Der Hessische Landkreistag vertritt die gemeinsamen Interessen der 21 hessischen 
Landkreise. Der kommunale Spitzenverband repräsentiert damit in kreisrelevanten 
Belangen 77 % der Bevölkerung und 97 % der Fläche des Landes Hessen. Er hat 
seinen Sitz in der Landeshauptstadt Wiesbaden (Geschäftsstelle im "Haus der kom-
munalen Selbstverwaltung"). 


